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A. Ausgangslage und Zielsetzung

Die Regelungen zur Existenzsicherung von Auszubildenden' (Ausbildungsférde-
rung) sind komplex. Die Auseinandersetzung mit Fragen der Leistungsberechti-
gung er6ffnet Schnittstellen und Abgrenzungsfragen zwischen verschiedenen
Blchern und besonderen Teilen des Sozialgesetzbuchs. Hierzu gehoéren insbe-
sondere das Berufsausbildungsférderungsgesetz (BAf6G)?, das Sozialgesetz-
buch Drittes Buch — Arbeitsférderung (SGB Ill), das Sozialgesetzbuch Zweites
Buch — Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGBII), das Sozialgesetzbuch
Zwolftes Buch — Sozialhilfe (SGB XIl) und das Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG).

Im Bereich der Grundsicherung fur Arbeitsuchende ist mit Inkrafttreten des
Neunten Gesetzes zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (9.
SGB II-FAndG)® zum 1. August 2016 der Personenkreis, der unter Anrechnung
von Ausbildungsvergitung und Ausbildungsférderung aufstockend Arbeitslo-
sengeld Il (d.h. Leistungen zum Lebensunterhalt, Leistungen fur Unterkunft und
Heizung und ggf. Mehrbedarfe) erhalten kann, gréBer geworden. Ein kompli-
ziertes System von Vorrangregelungen, Ausnahmen und Rickausnahmen fuh-
ren in der Praxis zu Fragen und Unsicherheiten bei der Beurteilung, wann die
Regelungen des SGB Il als nachrangiges und zumeist erganzendes Unterstit-
zungssystem fir Auszubildende greifen. Die durch das 9. SGB II-AndG bewirk-
ten Anderungen an der Schnittstelle zwischen der Ausbildungsférderung und
der Grundsicherung fir Arbeitsuchende haben diese Unsicherheiten nicht be-
seitigen kdnnen. Deshalb ware es hilfreich, die Leistungen der Ausbildungsfor-
derung bedarfsgerecht auszugestalten.

Die Arbeitshilfe des Deutschen Vereins zu Leistungen fur Auszubildende im
SGB Il veranschaulicht die Regelungssystematik und bietet Unterstitzung bei
der Beurteilung der Leistungsberechtigung von Auszubildenden in verschiede-
nen Sachverhaltskonstellationen. Sie bietet eine zweigleisige Annaherung an
das komplexe Thema durch eine rechtssystematische Darstellung in den = Ka-
pitel ,B.” und Kapitel ,C.” sowie eine personenkreisbezogene Darstellung in
= Kapitel ,D.”. Die Arbeitshilfe richtet sich vorrangig an Fachkrafte in Jobcen-
tern und Beratungsstellen.

B. Anspruch auf Arbeitslosengeld Il fiir Auszubildende
— Rechtliche Grundlagen und Systematik

Die Gesetzessystematik weist die Sicherung des Lebensunterhalts von Auszubil-
denden vorrangig den spezialgesetzlichen Regelungen des Bundesgesetzes ber
individuelle Férderung der Ausbildung (Bundesausbildungsférderungsgesetz —
BAf6G) zu sowie denjenigen Vorschriften der Arbeitsférderung nach dem Drit-
ten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Ill), die die Férderungsfahigkeit von Berufsaus-

1 Die Arbeitshilfe verwendet den Begriff , Auszubildende” — sofern er nicht naher konkretisiert wird — als Sammelbegriff,
der auch Schiilerinnen und Schiiler sowie Studierende umfasst.

2 Nach §68 Nr. 1 SGB | gilt das Bundesausbildungsforderungsgesetz als besonderer Teil des Sozialgesetzbuches.

3 Neuntes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — Rechtsvereinfachung — sowie zur voriibergehen-
den Aussetzung der Insolvenzantragspflicht vom 26. Juli 2016, BGBI. | S. 1824.
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bildungen (§§56ff. SGBIll) bzw. berufsvorbereitenden BildungsmalBnahmen
(§§ 51 ff. SGB Ill) regeln. BAf6G-Leistungen sind bei dem nach § 45 BAf6G o6rt-
lich zustandigen Amt fur Ausbildungsférderung zu beantragen, Berufsausbil-
dungsbeihilfe (§ 56 SGB ) und Ausbildungsgeld fir Menschen mit Behinde-
rung (§ 122 SGB Ill) hingegen bei der 6rtlichen Agentur fur Arbeit.

Darlber hinaus existieren gegebenenfalls eine einzufordernde Unterhaltspflicht
der Eltern, Anspriche auf Kindergeld und Wohngeld, sowie sonstiges eigenes
Einkommen der Auszubildenden (z.B. eine Ausbildungsvergiitung oder eine
Studienabschlussforderung gemaB § 15 Abs. 3a BAfOG).

Reichen alle vorrangigen Leistungen nicht aus, um den Lebensunterhalt zu si-
chern, so steht die Frage nach einem Anspruch auf ergdnzende Leistungen nach
dem SGB Il im Raum.

§ 7 SGB Il ist die zentrale Norm, die den Zugang zu den Leistungen der Grund-
sicherung fur Arbeitsuchende steuert. Nach ihrem Absatz 1 Satz 1 kédnnen er-
werbsfdhige und hilfebedtrftige Personen, die ihren gewohnlichen Aufenthalt
in der Bundesrepublik Deutschland haben, mit Erreichen des 15. Lebensjahres
Arbeitslosengeld Il als Leistung zur Sicherung des Lebensunterhalts erhalten.
Erfallen sie diese Voraussetzungen, kédnnen vom Grundsatz her auch Auszubil-
dende nach dem SGB Il leistungsberechtigt sein, sofern sie nicht den in Absatz 1
Satz 2 bis 4 geregelten Leistungsausschlissen fir Menschen mit auslandischer
Staatsangehorigkeit (siehe hierzu = Kapitel D I.) unterfallen.

Allerdings regelt § 7 Abs. 5 SGB II, dass Auszubildende von den Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts (mit Ausnahme derjenigen nach §27 SGB II)
ausgeschlossen sind, wenn

e ihre Ausbildung im Rahmen des vorrangigen Bundesausbildungsférderungs-
gesetzes dem Grunde nach férderungsfahig ist

oder

¢ sie eine nach dem SGB IIl férderungsfahige Berufsausbildung absolvieren und
dabei in einem Wohnheim oder Internat mit voller Verpflegung unterge-
bracht sind.

Nachfolgend werden dieser Leistungsausschluss nach §7 Abs.5 SGB Il, seine
Ausnahmen nach Abs. 6 und die méglichen Leistungen nach § 27 SGB Il fir den
nach Absatz 5 ausgeschlossenen Personenkreis dargestellt:

I. Im Regelfall Leistungsausschliisse nach § 7 Abs.5 SGB Il — grds. kein
ALG Il

Leistungen an Auszubildende zur Sicherung des Lebensunterhalts gemal3
§§ 19 ff. SGB Il sind bei dem Grunde nach férderfahigen Ausbildungen nach
BAfOG (siehe 1.) und in bestimmten Fallkonstellationen einer nach dem SGB Il
forderungsfahigen Berufsausbildung (siehe 2.) nach § 7 Abs. 5 SGB Il grundsatz-
lich ausgeschlossen.

Das Bundesverfassungsgericht sieht in diesem Ausschluss den Nachrang gegen-
Uber der vorrangigen Existenzsicherung fur Auszubildende nach BAf6G und
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SGB Il in verfassungsrechtlich zulassiger Weise gesetzlich konkretisiert.* Auf
diese Weise soll nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts eine (ver-
deckte) Ausbildungsférderung auf der Ebene des SGB Il verhindert werden.?

In welchen konkreten Konstellationen der Anspruchsausschluss im Einzelnen
greift, hangt gemaf der Bezugnahmen und Verweisungen des § 7 Abs. 5 SGB |l
auf Regelungen des BAf6G sowie des SGB Il entscheidend von der Art der Aus-
bildung (schulisch, universitar, beruflich), aber auch von den Wohnverhaltnissen
der Auszubildenden ab (je nachdem, ob sie im Haushalt der Eltern bzw. im ei-
genen Haushalt wohnen oder beim Ausbilder/ im Wohnheim untergebracht
sind).

In diesen Regelfallen des gesetzlichen Leistungsausschlusses werden ausschlie3-
lich die vorgesehenen , Leistungen fir Auszubildende” nach MaBgabe des § 27
SGB Il gewahrt. Je nach Sachverhaltskonstellation bzw. konkretem Ausschluss-
grund und dem Vorliegen einer besonderen Harte sind dies im Ergebnis be-
stimmte Mehrbedarfe (§27 Abs.2 SGB Il) oder bestimmte Leistungsanteile als
Darlehen (Hartefalldarlehen, § 27 Abs.3 S.1 SGB Il) bzw. in besonderen Fallen
sogar ein nahezu reguldrer Leistungsanspruch als Zuschuss (Hartefallzuschuss,
§ 27 Abs.3 S.2 SGB Il). Die Leistungen fir Auszubildende gemaB § 27 SGB ||
werden in = Kapitel B. lll. naher behandelt.

1. Ausbildung ist nach BAf6G dem Grunde nach férderungsféhig (§ 7 Abs. 5
Satz 1 SGB Il)

Welche Ausbildungen dem Grunde nach im Rahmen des BAfo6G férderfahig

sind, gibt vor allem § 2 BAfOG vor. Hier werden Ausbildungsstatten benannt, fur

deren Besuch Ausbildungsférderung nach dem BAf6G geleistet wird.

Neben dem Vorliegen personlicher Voraussetzungen, wie zum Beispiel Staatsan-
gehorigkeit (§ 8 BAf6G) und Alter (§ 10 BAf6G), kommt es insbesondere auch
darauf an, dass die gewahlten Ausbildungsstatten und Studiengange die im
Bundesausbildungsférderungsgesetz naher bezeichneten Voraussetzungen fur
eine Forderungsfahigkeit erfullen. Liegt eine Férderungsfahigkeit nach BAf6G
schon dem Grunde nach nicht vor, kommt es auch nicht zu einem Anspruchs-
ausschluss nach §7 Abs.5 S.1 SGB II. In diesen Féllen kann ein Anspruch auf
Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB Il bestehen.

Nachfolgend werden die maBgeblichen Fallkonstellationen aufgefihrt, in denen
eine Forderung nach BAf6G nicht moglich ist:

e FUr den Besuch weiterfihrender allgemeinbildender Schulen und Berufsfach-
schulen wird Ausbildungsférderung nach BAf6G grundsatzlich erst ab Klasse
10 geleistet (§2 Abs.1 Nr.1 BAf6G). Schiilerinnen und Schiiler bis ein-
schlieBlich Klasse 9 sind daher nicht vom Leistungsausschluss des § 7 Abs. 5
SGB Il erfasst und kénnen einen Anspruch auf SGB lI-Leistungen haben.

e Zu beachten ist auch, dass nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz in
der Regel nur eine berufsqualifizierende Erstausbildung geférdert wird (§ 7

4 BVerfG, Beschluss vom 3. September 2014, 1 BvR 1768/11 (Rdnr. 22) bezogen auf das SGB Il in der Fassung bis 31. Marz
2011,
5 BSG, Urteil vom 17. Februar 2016, B 4 AS 2/15 R (Rdnr. 23) m.w.N.
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http://www.bverfg.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/09/rk20140903_1bvr176811.html
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=184408

BAf6G). Promotionsstudiengange fihren — bis auf wenige Ausnahmen —
nicht zu einem berufsqualifizierenden Abschluss und sind daher grundsatz-
lich nicht férderfahig.

e GemaB §2 Abs. 5 BAf6G wird Ausbildungsférderung nur geleistet, wenn die
Arbeitskraft der Auszubildenden durch die Ausbildung voll in Anspruch ge-
nommen wird. Teilzeitausbildungen/-studiengdnge, die weniger als
50 % des Vollzeitaufwands ausmachen, fallen daher aus der Férderung her-
aus. Der Ausschlusstatbestand des §7 Abs.5 SGB Il greift hier nicht. Die
Auszubildenden sind allerdings gehalten, im Rahmen ihrer Mdglichkeiten
erwerbstatig zu werden, um Hilfebedirftigkeit zu vermeiden oder zu redu-
zieren.

e Fir den Besuch einer Abendrealschule bzw. eines Abendgymnasiums gilt:
Es besteht eine grundsatzliche Verpflichtung zur Austibung einer Berufstatig-
keit neben dem Schulbesuch. Der Besuch einer Abendrealschule ist nur in
den letzten zwei Schulhalbjahren, der Besuch eines Abendgymnasiums in
den letzten drei Schulhalbjahren vor der Abschluss- bzw. Reifeprifung nach
BAf6G foérderfahig, da die Auszubildenden in dieser Zeit von der Verpflich-
tung zur AusUbung einer Berufstatigkeit befreit sind.®

Wird eine dem Grunde nach férderfédhige Ausbildung wegen Krankheit oder
Schwangerschaft fir mehr als drei Monate unterbrochen, entfallt die Aus-
bildungsférderung gemal § 15 Abs. 2a BAf6G, mit der Folge, dass ein Anspruch
auf Arbeitslosengeld Il nicht mehr ausgeschlossen ist.

Allgemein gilt: FUr die Beurteilung der Frage, ob von einer im Rahmen des
BAf6G dem Grunde nach férderungsfahigen Ausbildung auszugehen ist, sind
die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Bundesausbildungsférderungs-
gesetz heranzuziehen.’

Konstellationen, in denen trotz Absolvierens einer nach dem BAf6G férderungs-
fahigen Ausbildung gleichwohl ein Anspruch auf Arbeitslosengeld Il bestehen
kann, werden im Zusammenhang mit der Ausnahmeregelung § 7 Abs. 6 SGB ||
in = Kapitel B. Il. behandelt.

2. Berufsausbildung ist nach SGB Ill férderungstdhig und beinhaltet Unter-
bringung in Wohnheim oder Internat mit voller Verpflequng (§ 7 Abs. 5
Satz 2 SGB )

Das 9. SGB lI-AndG hat die Schnittstelle zwischen der Ausbildungsférderung

und der Grundsicherung fur Arbeitsuchende insoweit entscharft, als nunmehr

auch Auszubildende bzw. junge Menschen, deren Berufsausbildung oder Be-
rufsbildungsvorbereitung nach den §§ 51, 57 und 58 SGB Il férderungsfahig ist,
bei Vorliegen der Gbrigen Voraussetzungen grundsatzlich einen Anspruch auf

(aufstockendes) Arbeitslosengeld II haben kdnnen. Dies gilt allerdings nicht,

wenn Auszubildende vom Ausbildungsbetrieb oder durch den Rehabilitations-

6 Vgl. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAf6GVwVY 1991) vom 15.10.1991
(GMBI. S.770), zuletzt geandert durch die BAf§GAndvwV 2013 vom 13.11. 2013 (GMBI. Nr. 55/56 Seite 1094) zu § 2
Ausbildungsstatten: BAf6G VwV 2.1.11 und 2.1.12.

7 Siehe: https://www.bafog.de/de/allgemeine-verwaltungsvorschriften-zum-bafoeg-bafoeg-vwv--205.php
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trager bzw. das Wohnheim Sachleistungen fir Unterkunft und Verpflegung er-
halten.

Bei Unterbringung in einem Wohnheim oder Internat mit voller Verpflegung
richten sich die Bedarfe der Auszubildenden im Falle einer Berufsausbildung
nach §61 Abs.2 und 3 SGB Il (bzw. nach § 123 Abs. 1 Nr.2 und 3 SGB lll bei
Menschen mit Behinderung) und im Falle einer berufsvorbereitenden Bildungs-
maBnahme nach §62 Abs.3 SGB Il (bzw. nach § 124 Abs. 1 Nr.3 und Abs. 3
SGB Ill bei Menschen mit Behinderung). In diesen Fallen greift der Leistungsaus-
schluss des § 7 Abs. 5 Satz 2 SGB Il ein, da die Bedarfe bereits Uber die Forde-
rung nach dem SGB Il gedeckt werden. Dieser Personenkreis kann aber ergan-
zende Leistungen nach § 27 Abs.2 und 3 SGB Il in Anspruch nehmen (siehe
= Kapitel B. lIL.).

Fur die Beurteilung der Frage, ob von einer nach SGB Il férderungsfahigen Be-
rufsausbildung oder Berufsbildungsvorbereitung mit Sachleistungen fur Unter-
kunft und Verpflegung auszugehen ist, empfiehlt es sich, die Geschaftsanwei-
sungen (GA) der Bundesagentur fur Arbeit zu den einschlagigen Regelungen im
SGB Ill heranzuziehen.®

Von den Regelungen zur Forderung einer Berufsausbildung zu unterscheiden
sind die Regelungen zur Foérderung der beruflichen Weiterbildung nach den
§§8 81 ff. SGB Ill, sowie die berufliche Aufstiegsfortbildung von Handwerkern
und anderen Fachkraften, die mit dem sogenannten Meister-BAf6G bzw. Auf-
stiegs-BAfOG nach dem Gesetz zur Férderung der beruflichen Aufstiegsfortbil-
dung (Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz — AFBG) geférdert wird: Wer eine
vom Jobcenter nach § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB Il i.V.m. den §§ 81 ff. SGB Ill gefor-
derte berufliche Weiterbildung absolviert, hat bei Vorliegen der Gbrigen Voraus-
setzungen Anspruch auf Arbeitslosengeld Il. Mit dem Verhaltnis der Aufstiegs-
fortbildungsférderung zur Grundsicherung fir Arbeitsuchende befasst sich das
= Kapitel D. VI.

Il. Ausnahmen gemaf3 § 7 Abs. 6 SGB Il - voller Leistungsanspruch
nach SGB I

Vom Anspruchsausschluss fir Auszubildende nach §7 Abs.5 SGB Il (und der
damit einhergehenden Leistungsbeschrankung auf § 27 SGB II) regelt § 7 Abs. 6
SGB Il drei generelle (Ruck-)Ausnahmen fir bestimmte Personengruppen und
Konstellationen.

Auszubildende, die unter einen dieser Ausnahmetatbestande fallen und die
sonstigen Voraussetzungen erfillen, haben einen Rechtsanspruch auf (aufsto-
ckende) Leistungen nach dem SGB II. Der Leistungsausschluss des § 7 Abs. 5 S. 1
SGB Il ist auf sie nicht anwendbar. Entsprechend gelten auch alle Gbrigen Rege-
lungen (Rechte und Pflichten) fir diesen Personenkreis, wie z.B. Eingliederungs-
vereinbarungen nach §15 SGB I, Sanktionen bei Pflichtverletzung nach
§§ 31 ff., Sondervorschriften bei unter 25-Jahrigen (§ 22 Abs. 5 SGB II).

8  Siehe Weisungssammlung SGB Ill — Arbeitsférderung: https://www.arbeitsagentur.de/veroeffentlichungen/gesetze-und-
weisungen#1478796811955.
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Die in § 7 Abs. 6 Nr. 1 bis 3 SGB Il enthaltenen Rickausnahmen vom Leistungs-
ausschluss des § 7 Abs.5 SGB Il kntpfen ebenfalls an Regelungen des BAf6G
an. Die ersten beiden Ruckausnahmen beziehen sich auf BAf6G-Regelungen,
die einen Anspruch auf Ausbildungsférderung davon abhangig machen, ob die
Auszubildenden noch bei ihren Eltern wohnen bzw. wohnen kénnten® oder ei-
nen eigenen Haushalt fihren. Die dritte Rickausnahme knipft an die Uber-
schreitung einer Altersgrenze fur BAf6G-Anspriiche' an. Die Prifung, ob Aus-
zubildenden Uber die Rickausnahme des § 7 Abs.6 SGB Il ein Anspruch auf
Arbeitslosengeld Il zusteht, setzt eine Befassung mit den Regelungen des BAfoG
voraus.

1. Schllerinnen und Schuler, die bei den Eltern wohnen oder wohnen
kénnten (Rlickausnahme § 7 Abs. 6 Nr. 1 SGB |l)

GemaB §7 Abs.6 Nr. 1 SGB Il sind Auszubildende leistungsberechtigt im Sinne

des SGB II, die nach § 2 Abs. 1a BAf6G keinen Anspruch auf Ausbildungsférde-

rung haben. Die in § 2 Abs. 1a BAf6G enthaltenen Einschrankungen gelten fir

die in 8 2 Abs. 1 Nr. 1 BAf6G genannten Ausbildungsstatten und betreffen somit

nur Schilerinnen und Schdler bei Besuch einer

e weiterfihrenden allgemeinbildenden Schule' ab Klasse 10

o ciner Berufsfachschule ab Klasse 10 (einschlieBlich der Klassen aller Formen
der beruflichen Grundbildung)

e einer Fach- und Fachoberschulklasse, deren Besuch eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung nicht voraussetzt.

Wohnen diese Schiilerinnen und Schiler noch bei ihren Eltern, haben sie keinen
Anspruch auf Ausbildungsférderung (vgl. §2 Abs. 1a BAf6G) und sind leis-
tungsberechtigt nach SGB Il. Auszubildende wohnen nur dann bei ihren Eltern,
wenn sie mit ihnen in einer hauslichen Gemeinschaft leben.'?

Wohnen Schilerinnen und Schuler der oben genannten Schulen nicht mehr bei
ihren Eltern, setzt eine Ausbildungsférderung nach §2 Abs. 1a Satz 1 BAf6G
alternativ voraus,

® (Nr. 1) dass sie von der Wohnung der Eltern (bzw. des Elternteils, dem sie
rechtlich oder tatsachlich zugeordnet sind) aufgrund der durchschnittlichen
taglichen Wegezeit eine entsprechende zumutbare Ausbildungsstatte in ei-
ner angemessenen Zeit nicht erreichen kénnen. Eine Ausbildungsstatte gilt
als vom Elternhaus in nicht angemessener Zeit erreichbar, wenn fir den Hin-
und Ruckweg eine Wegezeit von mehr als zwei Stunden bendétigt wird."

® (Nr.2) dass sie einen eigenen Haushalt fihren und verheiratet bzw. verpart-
nert sind oder waren.

9 Siehe § 2 Nr. 1a BAfOG.

10 Siehe § 10 Abs. 3 BAf9G.

11 Siehe BAf6G VwV 2.1.3: Zu den weiterfiihrenden allgemeinbildenden Schulen zéhlen die Hauptschule, die Realschule,
das Gymnasium, die integrierte Gesamtschule und Schulen mit mehreren Bildungsgangen

12 Siehe BAf6G VwV 2.1 a.1.

13 Siehe BAf6G VwV 2.1 a.3.
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¢ (Nr.3) dass sie einen eigenen Haushalt fihren und mit mindestens einem
Kind zusammenleben.

Kann diesen Schilerinnen und Schilern deshalb das Leben im elterlichen Haus-
halt nicht zugemutet werden, so bleibt ihre Ausbildung férderungsfahig nach
BAf6G. Ihr Bedarf an Ausbildungsférderung bemisst sich nach § 12 Abs. 2 Nr. 1
BAf6G. Fur das SGB Il unterliegen diese Auszubildenden grundsatzlich dem
Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 5 SGB I, da die Ruckausnahme des § 7
Abs. 6 Nr. 1 SGB Il nicht eingreift. Zu prufen bleibt aber, ob ggf. eine Riickaus-
nahme nach § 7 Abs. 6 Nr.2 SGB Il einschldgig ist (Naheres hierzu in = Kapitel
LB 2.").

Ist bei Schulerinnen und Schilern, die nicht mehr bei ihren Eltern wohnen, die
erforderliche raumliche Nahe zwischen Elternwohnung und Ausbildungsstatte
gegeben (tagliche Wegezeit unter zwei Stunden) und sprechen weder die oben
unter Nr.2 und 3 genannten noch sonstige rechtliche oder in der Person der
Auszubildenden liegenden Griinde gegen ein Wohnen bei den Eltern (d.h. sie
kénnten noch bei ihren Eltern wohnen), so entfallt nach § 2 Abs. 1a Nr. 1 BAfoG
der Anspruch auf Ausbildungsférderung. Die Auszubildenden haben in diesem
Fall Uber die Rickausnahme des § 7 Abs. 6 Nr. 1 SGB Il (bei Vorliegen der sons-
tigen Voraussetzungen) einen Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt
nach dem SGB II. Die besonderen Regelungen des SGB Il zu Personen, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (887 Abs.3 Nr.4, 20 Abs. 3, 22
Abs. 5 SGB Il), sind hier gegebenenfalls zu berlcksichtigen.

2. Auszubildende in schulischen Ausbildungen und Studierende, die dem
Grunde nach Uber BAf6G geférdert werden kénnen und zusétzliche
Bedingungen erfillen (Riickausnahme § 7 Abs. 6 Nr. 2 SGB Il)

§7 Abs.6 Nr.2 SGB Il nimmt bestimmte Personenkreise vom Leistungsaus-

schluss des § 7 Abs. 5 SGB Il aus. Liegen die weiteren Voraussetzungen hinsicht-

lich Erhalt oder Beantragung von BAfoG-Leistungen vor, kénnen diese Auszubil-
denden Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB Il in Anspruch nehmen:

e Auszubildende in schulischen Ausbildungen, die dem Grunde nach Ausbil-
dungsforderung erhalten kénnen (= Schiilerinnen und Schiiler mit Bedar-
fen nach § 12 BAf6G; Wohnort grundsatzlich egal)

Hierunter fallen grundsatzlich alle Ausbildungen an den in § 12 BAf6G auf-
gezahlten Schulen™, unabhangig davon, ob die Schilerinnen und Schiler bei
ihren Eltern wohnen oder nicht. Zu differenzieren ist jedoch bei Schilerinnen
und Schdler von weiterfihrenden allgemeinbildenden Schulen: Wohnen sie
nicht mehr bei den Eltern (und kann es ihnen auch nicht zugemutet werden),
ist ihr Schulbesuch ab Klasse 10 nach BAf6G férderungsfahig. Wohnen sie
hingegen noch bei den Eltern (oder kénnten sie dort wohnen), ist ein An-
spruch auf Ausbildungsférderung durch 82 Abs. 1a BAf6G ausgeschlossen

14 Weiterfihrende allgemeinbildende Schulen, Berufsfachschulen, Fachschulklassen (ohne vorherig abgeschlossene Berufs-
ausbildung), Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, Fachoberschulklassen (mit und ohne vorherig
abgeschlossener Berufsausbildung).
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und sie unterfallen der Rlckausnahme §7 Abs.6 Nr.1 SGB Il (siehe oben
= Kapitel B. II. 1.).

e Studierende, die bei den Eltern oder in einer im Eigentum der Eltern stehen-
den Wohnung'™ wohnen (= Studierende mit Bedarfen nach § 13 Abs. 1
i.V.m. Abs. 2 Nr. 1 BAf6G; bei den Eltern wohnend)

Hierunter fallen alle Ausbildungen an den in § 13 Abs. 1 BAf6G aufgezahlten
Ausbildungsstatten.®

e Studierende in Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung voraussetzt, an Abendgymnasien oder Kollegs, die nicht bei ihren
Eltern wohnen (= Studierende mit Bedarfen nach § 13 Abs. 1 Nr. 1i.V.m.
Abs. 2 Nr. 2 BAfoG; nicht bei den Eltern wohnend)

Bei diesem Personenkreis greift die Riickausnahme des § 7 Abs. 6 Nr. 2 SGB |l
unabhangig davon, ob sie bei ihren Eltern oder im eigenen Haushalt woh-
nen. Anders verhalt es sich bei Studierenden an Héheren Fachschulen, Aka-
demien und Hochschulen: Wohnen sie nicht mehr bei ihren Eltern, ist die
Rickausnahme des § 7 Abs. 6 Nr. 2 SGB Il nicht einschlagig. Sie kénnen nur
Leistungen nach § 27 SGB Il erhalten (dazu im Folgenden unter = Kapitel B.
).

Damit die Ruickausnahme tatsachlich eingreift und diese Auszubildenden ergan-
zende ALG lI-Leistungen in Anspruch nehmen kdnnen, muss alternativ eine
der in §7 Abs. 6 Nr.2 SGB Il unter a) oder b) genannten zusatzlichen Bedin-
gungen erfullt sein:

(a) Die Auszubildenden erhalten tatsachlich BAf6G-Leistungen
oder
erhalten sie nur unter Berlcksichtigung von Einkommen und Vermdgen
nicht.

(b) Das zustandige Amt fir Ausbildungsférderung hat Gber den Antrag auf
BAf6G-Leistungen noch nicht entschieden. Fur diesen Fall wird Arbeitslosen-
geld Il gemaB § 7 Abs. 6 Nr.2b SGB Il gewahrt. Wird der Antrag spater ab-
gelehnt, sollen die SGB Il-Leistungen erst ab dem Folgemonat eingestellt
werden. Durch eine gleichzeitige Antragstellung von BAf6G- und SGB II-
Leistungen' kann gewahrleistet werden, dass im Sinne der Existenzsiche-
rung von Auszubildenden eine vorlaufige Leistungserbringung gesichert ist.

Beginn und Ende der BAf6G-Forderung ergeben sich aus 8§ 15, 15b BAfoG: Die
BAf6G-Forderung beginnt mit dem Monat des Ausbildungsbeginns, sofern
auch in diesem Monat der Antrag gestellt wurde (Fiktion der Teilnahme ab dem
1. des Kalendermonats in welchem die Ausbildung beginnt). Die Hochstdauer
richtet sich beim Studium grundsatzlich nach der Regelstudienzeit. In Ausnah-
mefallen kann Uber das Ende der Forderungshdchstdauer hinaus geférdert
werden. Hierzu muss mindestens einer der gesetzlich festgeschriebenen Aus-
nahmegrinde vorliegen und im Rahmen eines zu stellenden Verlangerungsan-

15  Siehe § 13 Abs. 3a BAf3G.

16 Fachschulklassen (mit vorherig abgeschlossener Berufsausbildung), Abendgymnasien, Kollegs, Hohere Fachschulen, Aka-
demien, Hochschulen.

17 Auch bei Unzustandigkeit des Amts fiir Ausbildungsforderung, vgl. § 16 Abs.2 SGB I.
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trags gegenlber dem BAf6G-Amt nachgewiesen werden. Dies kdnnen zum Bei-
spiel folgende Grlinde sein, soweit sie ursachlich fir die Verzégerung sind: Krank-
heit (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 BAf6G), Schwangerschaft/Erziehung eines Kindes unter 10
Jahren (§ 15 Abs. 3 Nr. 5 BAf6G), aber auch weitere schwerwiegende Griinde, die
eine Verlangerung der Férderung rechtfertigen (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 BAfOG).

3. Schilerinnen und Schiler einer Abendhaupt- oder Abendrealschule oder
eines Abendgymnasium bei Uberschreiten der Altersgrenze nach
§ 10 Abs. 3 BAf6G (Riickausnahme § 7 Abs. 6 Nr. 3 SGB 1)
Eine Anspruchsberechtigung fur Leistungen nach dem SGB Il haben auch Aus-
zubildende, die eine Abendhauptschule, eine Abendrealschule oder ein Abend-
gymnasium besuchen, sofern sie nach § 10 Abs. 3 BAf6G aufgrund ihres Alters
(Vollendung des 30. Lebensjahres; bei Master- oder Magisterstudiengangen und
postgradualen Diplomstudiengangen im Sinne des § 7 Abs. 1a BAf6G: Vollen-
dung des 35. Lebensjahres) keinen Anspruch auf Ausbildungsférderung nach
dem BAf6G haben.

lll. Bei ALG lI-Ausschluss (Regelfall) — beschréankte Leistungen nach
§ 27 SGB 1l

Greift bei einem grundsatzlichen Leistungsausschluss nach §7 Abs.5 SGBII
keine Rickausnahme nach § 7 Abs. 6 SGB Il ein, kdnnen Auszubildende zur Si-
cherung des Lebensunterhalts unter Umstanden beschrankte Leistungen nach
§ 27 SGB Il erhalten. Voraussetzung fur diese kleinstmogliche Unterstitzung im
Rahmen des SGB Il ist eine tatsachliche Bedurftigkeit im Einzelfall. Die Bedarfe
dirfen nicht bereits durch zu berlcksichtigendes Einkommen und Vermogen
gedeckt sein (§ 27 Abs. 2 SGB II).

Leistungen nach §27 SGB Il gelten nicht als Arbeitslosengeld Il (§ 227 Abs. 1
Satz 2 SGB Il). Da die Kranken- und Pflegeversicherungspflicht nach §5 Nr.2a
SGB V einen Bezug von Arbeitslosengeld Il voraussetzt, hat dies zur Folge, dass
das Jobcenter wahrend des Bezugs von Leistungen nach § 27 SGB Il keine Bei-
trage zur Kranken- und Pflegeversicherungspflicht Gbernimmt.

Auszubildende im Sinne des § 7 Abs. 5 SGB Il kénnen Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach MaBgabe des § 27 SGB Il erhalten. Der Personenkreis
umfasst somit

e Auszubildende, deren Ausbildung nach BAf6G dem Grunde nach férderfahig
ist und fur die keine Rickausnahme im Sinne des § 7 Abs. 6 SGB Il eingreift.
Hierzu gehdren insbesondere
— Studierende an Hoéheren Fachschulen, Akademien und Hochschulen, die

nicht mehr bei ihren Eltern wohnen (siehe oben = Kapitel ,B. Il. 2.”)

und

— Auszubildende, die aus anderen Grunden als der Anrechnung von Ein-
kommen und Vermégen oder der Uberschreitung der Altersgrenze gemal
§ 10 Abs. 3 BAf6G keine Leistungen der Ausbildungsférderung beziehen
kénnen. Solche anderen Grinde kénnen beispielsweise der Wechsel des
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Ausbildungsgangs, eine Mehrfachausbildung, die Uberschreitung der For-
derungshochstdauer oder ein Zweitstudium sein.

sowie
e Auszubildende in einer Berufsausbildung,
e Teilnehmer an berufsvorbereitenden BildungsmaBnahmen und

e Menschen mit Behinderung in Unterstltzter Beschaftigung oder Grundaus-
bildung,

sofern diese Personengruppen mit voller Verpflegung bei der oder dem Ausbil-
denden, in einem Wohnheim, Internat oder in einer Einrichtung fir Menschen
mit Behinderung untergebracht sind (siehe oben = Kapitel ,B. 1. 2.”).

1. Beschrdnkte Leistungsanspriiche nach §27 Abs. 2 SGB I

Der Leistungsumfang des § 27 SGB Il ist in seinem Absatz 2 geregelt. Es handelt
sich — soweit und solange diese nicht bereits durch zu bertcksichtigendes Ein-
kommen und Vermogen gedeckt sind' — ausschlieBlich um folgende Mehrbe-
darfe und Leistungen:

e Mehrbedarf fir werdende Mutter gemal3 § 21 Abs. 2 SGB I,

e Mehrbedarf fur Alleinerziehende gemal3 § 21 Abs. 3 SGB I,

e Mehrbedarf fur kostenaufwandige Erndhrung nach §21 Abs. 5 SGB I,
¢ laufender, atypischer Mehrbedarf gemaB § 21 Abs. 6 SGB I,

e Leistungen far Erstausstattungen fur Bekleidung und Schwangerschaft ge-
maB § 24 Abs. 3 Nr.2 SGB Il

Die Auflistung des Leistungsumfangs in § 27 Abs. 2 SGB Il ist abschlieBend, da-
her besteht kein Anspruch auf Anerkennung eines Mehrbedarfs fir Menschen
mit Behinderung (§ 21 Abs.4 SGB Il) oder eines Mehrbedarfs fur Energie bei
dezentraler Warmwassererzeugung (§ 21 Abs. 7 SGB II). Erstausstattungsbedar-
fe fur die Wohnung (§ 24 Abs. 3 Nr. 1 SGB Il) sowie Bedarfe fur orthopadische
Schuhe, therapeutische Gerate und Ausristungen (§ 24 Abs. 3 Nr. 3 SGB II) fin-
den ebenfalls keine Berilcksichtigung nach § 27 Abs. 2 SGB .

2. Darlehen bei besonderer Harte: Kann-Leistungen nach § 27 Abs. 3 S. 1 SGB I
Flr den Fall, dass der Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 5 SGB Il eine besondere
Harte fUr Auszubildende bedeutet, sieht §27 Abs.3 S.1 SGB Il bestimmte
.Kann"”-Leistungen als Darlehen vor. Es handelt sich hierbei um Leistungen fir

* Regelbedarfe

e den Mehrbedarf fur Energie bei dezentraler Warmwassererzeugung (§ 21
Abs. 7 SGB II)

e Bedarfe fur Unterkunft und Heizung

18  SGB Il-Leistungen werden gezahlt bis anzurechnendes Einkommen (BAf6G/BAB) zuflieft.
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e Bedarfe fur Bildung und Teilhabe
e sowie notwendige Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung.

Sie kénnen als Darlehen erbracht werden und sind sowohl gegentber den Leis-
tungen nach §27 Abs. 2 SGB Il als auch gegeniber der Leistungsverpflichtung
nach der Ausnahmeregelung des § 7 Abs. 6 Nr. 2 b) SGB Il nachrangig.

Fur die Ermessensentscheidung der Jobcenter, ob im Einzelfall eine besondere
Harte nach § 27 Abs. 3 S. 1 SGB Il vorliegt, wird neben der Unterschreitung des
Existenzminimums der Auszubildenden das Vorliegen besonderer Umstande
vorausgesetzt, die eine Nichtgewahrung der Grundsicherung fur Arbeitsuche
als auBergewohnlich hart und deshalb unzumutbar erscheinen lassen.' Als be-
sondere Harte kommen Fallkonstellationen in Betracht, in denen dieser Eigen-
beitrag aufgrund objektiver Umstande nicht maoglich ist, wie zum Beispiel bei
Alleinerziehenden, die neben der Ausbildung ein Kind betreuen oder Auszubil-
denden, die pflegebedirftige Angehdrige unterstitzen. Auch in Fallen, in de-
nen Auszubildenden ein Nebenjob Uberwiegend verschlossen bleibt (z.B. Men-
schen mit Behinderung), ist eine besondere Harte anzunehmen?.

3. Zuschussleistungen bei besonderer Harte: Anspruch nach § 27 Abs. 3

S.2 SGB I
Eine besondere Hartefallregelung enthalt § 27 Abs.3 S.2 SGB Il fur die dort
genannten Auszubildenden von Ausbildungen, die vor dem 31. Dezember 2020
begonnen wurden, d.h.

e flr alle Schulerinnen und Schuler im Sinne des § 12 BAf6G?' sowie Studie-
rende an Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung voraussetzt, Abendgymnasien und Kollegs (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 BAf6G)??,

e die aufgrund ihres Alters keinen Anspruch auf Ausbildungsférderung haben
(§ 10 Abs. 3 BAfOG),

e wenn diese Ausbildung im Einzelfall zur Eingliederung in das Erwerbsleben
zwingend erforderlich ist (weil eine berufliche Eingliederung dauerhaft auf
andere Weise nicht erreicht werden kann)?

e und ohne die Erbringung von Leistungen zum Lebensunterhalt der Abbruch
der Ausbildung droht (weil auBer den Leistungen im Hartefall keine weiteren
Einnahmen zur Verfligung stehen)?

19 Fachliche Weisungen der Bundesagentur fiir Arbeit vom 10. August 2016 zu § 27 SGB II, Rdnr. 27.7 ff.

20 Vgl. Fachliche Weisungen der Bundesagentur fir Arbeit vom 10. August 2016 zu § 27 SGB I, Rdnr. 27.10.

21 Schiilerinnen und Schiler weiterfiihrender allgemeinbildender Schulen, Berufsfachschulen, Fachschulklassen (ohne vor-
herig abgeschlossene Berufsausbildung), Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, Fachoberschul-
klassen (mit und ohne vorherig abgeschlossener Berufsausbildung).

22 Studierende an Hoheren Fachschulen, Akademien und Hochschulen (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 BAf6G) sind nicht einbezogen.

23 Vgl. Fachliche Weisungen der Bundesagentur fiir Arbeit vom 10. August 2016 zu § 27 SGB II, Rdnr. 27.14: Erforderlich ist
die positive Prognose, dass mit dem Abschluss der Aushildung die berufliche Eingliederung erreicht wird.

24 Siehe Fachliche Weisungen der Bundesagentur fiir Arbeit vom 10. August 2016 zu § 27 SGB Il, Rdnr. 27.14 — 27.16:
Hintergrund dieser engen Auslegung ist der Gedanke, dass den Auszubildenden an sich zugemutet werden kann, wah-
rend der Ausbildung etwas hinzuzuverdienen. Nur fir den Fall dass der Nebenjob zu einem Vollzeitjob werden wiirde, um
den Bedarf decken zu kénnen, soll die Hartefallregelung greifen.

Deutscher Verein
U fiir Sffentliche Seite 13

und private Fiirsorge eV.



https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtiw/~edisp/l6019022dstbai394655.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI394658
https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtiw/~edisp/l6019022dstbai394655.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI394658
https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtiw/~edisp/l6019022dstbai394655.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI394658
https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtiw/~edisp/l6019022dstbai394655.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI394658

Bei Vorliegen dieser besonderen Bedingungen sind Leistungen nach § 27 Abs. 3
SGB Il als Zuschuss zu erbringen.

4. Uberbriickungsdarlehen bei Ausbildungsbeginn, § 27 Abs. 3 S. 4 SGB Il

Fir den Monat der Aufnahme einer Ausbildung kénnen Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts gemaB § 27 Abs. 3 S. 4 SGB Il als Uberbriickungsdar-
lehen erbracht werden. Voraussetzung ist wie bei § 24 Abs.4 S.1 SGB II, dass in
dem Monat, fir den die Leistungen erbracht werden, voraussichtlich Einnah-
men anfallen.

C. Vereinfachtes Prifschema fir die Praxis

Aus den Darstellungen unter = Kapitel B. ergibt sich fir die Praxis folgendes
Schema zur Prifung eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld II:

1. Leistungsausschluss nach § 7 Abs.5 Satz 1 SGB II?
Er greift, wenn die Ausbildung im Rahmen des BAf6G dem Grunde nach
féorderungsfahig ist.

= Priifung:

Forderungsfahigkeit der konkreten Ausbildung nach dem BAf6G?
Das hangt ab von der Art der Ausbildung (§ 2 Abs. 1 BAf6G) und den Wohn-
verhaltnissen (§ 2 Abs. 1a BAfOG) der/des Auszubildenden.

(a)

wenn = NEIN (keine Ausbildungsférderung nach BAf6G)

und auch kein Leistungsausschluss nach § 7 Abs.5 Satz 2 SGB Il (siehe Pru-
fung unter Punkt 2.),

= dann: bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen

Anspruch auf Arbeitslosengeld Il
Beispiele: Schiler/innen einer Allgemeinbildenden Schule bis Klasse 9 (BAf6G
erst ab Klasse 10), Aufstiegsfortbildung, nach SGB Il geférderte Umschulung

(b)
wenn = JA (Ausbildung ist nach BAfoG férderungsfahig):

= dann priifen:

Anspruch auf Arbeitslosengeld Il generell ausgeschlossen ODER
liegt eine Riickausnahme gemal § 7 Abs. 6 SGB Il vor?

= Prtfung der Voraussetzungen von

Nr. 1 (Schiler/innen, die bei den Eltern wohnen oder wohnen kénnten)
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Nr. 2 a) (bestimmte Personenkreise von Auszubildenden, die Ausbildungsfor-

derung tatsachlich erhalten oder wegen Einkommen/Vermdgen nicht
erhalten)

Nr. 2 b) (bestimmte Personenkreise von Auszubildenden, Uber deren BAfOG-

Antrag noch nicht entschieden wurde)

Nr.3 (Schiler/innen von Abendschulen bei Uberschreiten der BAf6G-Alters-

grenze)

wenn = NEIN (keine der o.g. Ziffern einschlagig)

= dann:

Beschrankung auf Leistungen nach § 27 SGB Il

(d.h.: beschrankte Leistungsanspriche nach § 27 Abs. 2 SGB Il als Zuschuss;
ggf. Kann-Leistungen als Darlehen nach §27 Abs. 3 Satz 1 SGB Il oder als
Zuschuss nach § 27 Abs.3S.2 SGB II)

wenn = JA hinsichtlich Nr. 1, Nr. 2 a) oder Nr. 3

= dann: bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen

Anspruch auf ergdanzendes Arbeitslosengeld I

wenn = JA hinsichtlich Nr. 2 b)

= dann:

Arbeitslosengeld Il bis zur Entscheidung liber BAf6G-Antrag

Ausbildungsforderung wird bewilligt = dann: erneute Prifung gemal
(b)

(greift die Rickausnahme §7 Abs.6 Nr.2 a) SGB Il = ,tatsachlich erhal-
ten”?)

Ausbildungsférderung wird abgelehnt wegen Berlcksichtigung von
Einkommen oder Vermégen = dann: erneute Prifung gemal (b)
(greift die Ruckausnahme §7 Abs.6 Nr.2 a) SGB Il = ,wegen Einkom-
men/Vermdgen nicht erhalten”?)

Ausbildungsférderung wird abgelehnt wegen Uberschreiten der Alters-
grenze gemal § 10 Abs. 3 BAf6G = dann: erneute Prifung gemaB (b)
(greift die Rickausnahme §7 Abs.6 Nr.3 SGB Il = , Abendschule” plus
Altersgrenze?)

Ausbildungsfoérderung wird fir eine dem Grunde nach férderungsfahige
Ausbildung aus anderen Griinden abgelehnt: Mit Beginn des Folgemo-
nats greift der Leistungsausschluss nach § 7 Abs.5 Satz 1 SGB Il = Be-
schrankung auf Leistungen nach §27 SGB |l
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2. Leistungsausschluss nach § 7 Abs.5 Satz 2 SGB II?

Er greift, wenn die Ausbildung nach den 8851, 57 und 58 SGB Ill mit Berufs-
ausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld dem Grunde nach férderungsfahig ist
und der/die Auszubildende mit voller Verpflegung in einem Wohnheim, Inter-
nat, bei der oder dem Ausbildenden oder in einer besonderen Einrichtung fur
behinderte Menschen untergebracht ist.

= Priifung:

Liegt einer der in § 7 Abs. 5 Satz 2 SGB Il aufgezahlten Ausbildungsbedarfe
vor?

§ 61 Abs. 2 (Berufsausbildung + Unterkunft beim Ausbildenden) bzw. Abs. 3
SGB Il (Berufsausbildung + Wohnheim oder Internat),

§62 Abs. 3 SGB Il (berufsvorbereitende BildungsmaBnahme + Wohnheim
oder Internat),

§123 Abs.1 Nr.2 (Berufsausbildung + Wohnheim, Internat, Unterkunft
beim Ausbildenden oder in besonderer Einrichtung fur behinderte Men-
schen) bzw. Nr. 3 SGB Ill (Berufsausbildung + anderweitige Unterbringung),
§124 Abs.1 Nr.3 (berufsvorbereitende BildungsmaBnahme, unterstitze
Beschaftigung oder Grundausbildung + anderweitige Unterbringung) bzw.
Abs. 3 SGB Il (berufsvorbereitende BildungsmaBnahme, unterstitze Beschaf-
tigung oder Grundausbildung + Wohnheim, Internat oder besondere Einrich-
tung fur behinderte Menschen)

(a)
wenn = NEIN

kein Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 5 SGB Il
dann: = bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen

Anspruch auf Arbeitslosengeld Il

(b)

wenn = JA
es gibt keine Rickausnahmetatbestande

= dann: Beschrankung auf Leistungen nach § 27 SGB Il

(d.h.: beschrankte Leistungsanspriche nach § 27 Abs. 2 SGB Il als Zuschuss;
ggf. Kann-Leistungen als Darlehen nach §27 Abs. 3 Satz 1 SGB Il oder als
Zuschuss nach § 27 Abs.3 S.2 SGB Il)

Deutscher Verein

du fiir Sffentliche Seite 16

und private Fiirsorge eV.




D. Einzelne Personengruppen

Nachfolgend soll personenkreisbezogen auf die Sicherung des Lebensunterhalts
von Auszubildenden eingegangen werden. Aufgrund der unbestimmten Viel-
zahl moglicher Fallkonstellationen erfolgt eine Beschrankung auf einzelne, aus-
gewahlte Personengruppen.

I. Auszubildende mit auslandischer Staatsangehorigkeit, Geduldete
und Fliichtlinge

Das Thema der Existenzsicherung von Auszubildenden mit ausléandischer Staats-
angehorigkeit sowie Duldungs- und Flichtlingsstatus kann angesichts seiner
Komplexitat im Rahmen dieser Arbeitshilfe nicht vertieft behandelt und lediglich
gestreift werden.

Grundsatzlich bildet in Deutschland das Aufenthaltsrecht die Vorfrage zur még-
lichen Inanspruchnahme von Sozialleistungen. Je nach auslanderrechtlichem
Status sind bestimmte Auslanderinnen und Ausldnder von vornherein vom Leis-
tungsbezug ausgeschlossen. Deshalb ist auch bei auslandischen Auszubilden-
den zunachst zu prifen, ob die auslanderrechtlichen Voraussetzungen fiir einen
Leistungsbezug vorliegen.

Die vorrangige Ausbildungsférderung nach BAf6G und SGB Ill setzt gemalB § 8
BAf6G (bzw. entsprechend gemaRB § 59 Abs. 1 SGB Ill) als persdnliche Vorausset-
zungen fur den Anspruch auf Ausbildungsférderung grundsatzlich die deutsche
Staatsangehorigkeit oder einen in dieser Vorschrift aufgefiihrten aufenthalts-
rechtlichen Status voraus. Welcher aufenthaltsrechtliche Status im Einzelnen zu
einem Anspruch berechtigt, kann der Zusammenstellung des Bundesministeri-
ums far Bildung und Forschung unter https://www.baftg.de/de/ist-die-foerde-
rung-von-der-staatsangehoerigkeit-abhaengig--175.php entnommen werden.

Bei nach § 60a Aufenthaltsgesetz geduldeten Auslandern wurde mit dem 25.
BAf6G-Anderungsgesetz zum 1. Januar 2016 neu geregelt, dass ein ununter-
brochener Aufenthalt in Deutschland von nur noch mindestens 15 Monaten
(statt vorher vier Jahren) ausreicht, um die auslanderrechtlichen Voraussetzun-
gen flr den Bezug von Ausbildungsférderung zu erfillen (§ 8 Abs. 2a BAfOG).

Ob Auszubildende Ausbildungsférderung erhalten, hangt aber auch davon ab,
ob ihre finanziellen Mittel und die ihrer etwaigen Ehegatten bzw. eingetragenen
Lebenspartner und ihrer Eltern reichen, um ihren Finanzbedarf wahrend der
Ausbildung zu decken.?®

Werden die persdnlichen Voraussetzungen nach §§ 8 bis 10 BAf6G im Falle ei-
ner (hoch)schulischen Ausbildung nicht erfallt, kénnen mit Ausnahme der Leis-
tungen nach § 27 SGB Il auch keine Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts auf der Grundlage des SGB Il bewilligt werden. Kann Ausbildungsforde-
rung nicht geleistet werden, weil die persdnlichen Voraussetzungen nach
BAf6G nicht erfillt sind, so greift auch keine der Rickausnahmen gemal3 § 7

25  Parittische Arbeitshilfe 13, Handreichung , Der Zugang zur Berufsausbildung und zu den Leistungen der Ausbildungs-
forderung fur junge Fliichtlinge und junge Neuzugewanderte”, Auflage 2017, S.9.
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Abs. 6 SGB Il ein, um den Leistungsausschluss nach § 7 Abs.5 S.1 SGB Il zu
Uberwinden.

Anders liegt dies bei betrieblichen Berufsausbildungen, die in § 7 Absatz 5
Satz 1 SGB Il nicht (mehr) genannt sind. Bei Vorliegen der Ubrigen Leistungsvo-
raussetzungen des § 7 Abs. 1 SGB Il besteht daher wahrend solcher Ausbildun-
gen auch dann Anspruch auf Arbeitslosengeld Il, wenn mangels Erfillung der
personlichen Voraussetzungen kein Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe
nach dem SGB Ill besteht.

Ausgeschlossen sind nach § 7 Abs. 1 'S.2 Nr. 3 SGB I

e |eistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), wie
zum Beispiel geflichtete Menschen wahrend eines laufenden Asylverfahrens
und Menschen mit einer Duldung,?®

sowie

e Personen, die kein Aufenthaltsrecht haben bzw. deren Aufenthaltsrecht sich
ausschlieBlich aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt oder sich aus Artikel 10
VO (EU) 492/2011 ableitet.

Die weiteren Leistungsausschlisse in § 7 Abs. 1'S. 2 Nr. 1 und Nr.2 SGB Il be-
treffen in erster Linie Unionsburgerinnen und Unionsbirger. Auszubildende aus
EU-Staaten in einer betrieblichen Berufsausbildung gelten europarechtlich als
erwerbstatig. Sie sind daher bei Vorliegen der Gbrigen Voraussetzungen unge-
achtet eines fehlenden Anspruches auf Ausbildungsférderung leistungsberech-
tigt, die Leistungsausschlisse des 8 7 Abs. 1 S. 2 SGB Il gelten fir sie nicht.

Nach § 8 Abs. 2 S. 1 SGB Il hangt die Anspruchsberechtigung u.a. auch von der
formellen Erwerbsfahigkeit und damit der Mdglichkeit ab, eine Beschaftigung
in der Bundesrepublik Deutschland aufnehmen zu durfen. Es darf demnach kein
Beschaftigungsverbot vorliegen.?” Auslandische Personen mit einer Aufenthalts-
erlaubnis zum Zwecke des Studiums sind formell erwerbsfahig.?®

Stellen freizigigkeitsberechtigte Studierende Uber die Leistungen fur Auszubil-
dende nach §27 SGB Il hinaus einen Antrag auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB I, so ist die zustandige Auslanderbehérde tber
die Antragstellung zu informieren. Eine Antragstellung kann Einfluss auf das
Freizgigkeitsrecht haben.

Il. Forderfahige BAB-Berechtigte: Auszubildende in einem staatlich
anerkannten Ausbildungsberuf

Seit dem Inkrafttreten des 9. SGB Il-AndG haben junge Menschen, die eine be-
triebliche oder auBerbetriebliche Berufsausbildung oder eine berufsvorbereiten-
de BildungsmaBnahme absolvieren (und vorher von einem teilweisen Leistungs-

26 Paritdtische Arbeitshilfe 13, Handreichung , Der Zugang zur Berufsausbildung und zu den Leistungen der Ausbildungs-
forderung fur junge Fliichtlinge und junge Neuzugewanderte”, Auflage 2017, S.37.

27 Volker Gerloff, ,Das Aufenthaltsrecht als Vorfrage zur Inanspruchnahme von Sozialleistungen”, Vortrags-skript S.12, ht-
tps://www.anwaltsinstitut.de/pdfs/042194/ProspektA5_JAT_SozialR_2016_042194.pdf.

28 Vgl. LSG Sachsen, Beschluss vom 31. Mai 2015, L 3 AS 148/15 B ER: Die Aufenthaltserlaubnis nach § 16 AufenthG und
die Erlaubnis zur Auslibung einer Beschéftigung, die insgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage im Jahr nicht iiberschreitet,
sowie zur Auslibung studentischer Nebentatigkeit (vgl. § 16 Abs. 3 AufenthG) geniigt den Anforderungen zur rechtlichen
Erwerbsféhigkeit im Sinne des § 8 Abs. 2 SGB Il.
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ausschluss betroffen waren), einen regularen Anspruch auf Arbeitslosengeld I,
sofern sie nicht beim Ausbilder, in einem Wohnheim oder Internat unterge-
bracht sind.

Dies gilt grundsatzlich auch fir Auszubildende, die eine Teilzeitberufsausbildung
absolvieren. Die Moglichkeit zur taglichen oder wochentlichen Verkirzung der
Ausbildungszeit ist in § 8 Berufsbildungsgesetz (BBiG) geregelt und kann in An-
spruch genommen werden, wenn ein berechtigtes Interesse vorliegt und das
Ausbildungsziel auch in verklrzter Zeit erreicht werden kann. Ein solches be-
rechtigtes Interesse liegt beispielsweise bei Auszubildenden vor, die ein eigenes
Kind oder einen pflegebedirftigen nahen Angehorigen betreuen.

Voraussetzung ist, dass es sich um eine Berufsausbildung in einem staatlich
anerkannten Ausbildungsberuf handelt, die nach der Handwerksordnung, dem
Berufsbildungsgesetz, dem Altenpflegegesetz oder dem Seearbeitsgesetz
durchgefthrt wird und der dafur vorgeschriebene Berufsausbildungsvertag ab-
geschlossen worden ist (vgl. 857 Abs. 1 SGB IlI).

Auszubildende, die eine solche Ausbildung absolvieren, haben unter den Vor-
aussetzungen der §§ 56 ff. SGB Ill vorrangig einen Anspruch auf Férderung mit
Berufsausbildungsbeihilfe. Sobald die Ausbildungsvergitung und ggf. Berufs-
ausbildungsbeihilfe zuflieBen, werden sie nach den allgemeinen Grundsatzen
als Einkommen auf den Bedarf angerechnet. Bei Vorliegen der tbrigen An-
spruchsvoraussetzungen kann aufstockend zur Ausbildungsvergitung und der
Berufsausbildungsbeihilfe Arbeitslosengeld Il bezogen werden.

Eine Ausnahme gilt fir Auszubildende, die in einem Wohnheim oder Internat
bei der Ausbilderin oder dem Ausbilder untergebracht sind und volle Verpfle-
gung erhalten. Der Bedarf an Unterkunft und Verpflegung ist in diesem Fall
durch Sachleistungen gedeckt. Der Ubrige Bedarf fir den Lebensunterhalt wird
als Berufsausbildungsbeihilfe gedeckt (§§61 Abs.2 und 3 SGBIIl und §62
Abs. 3 SGB III).?° Diese Personengruppe erhalt kein erganzendes Arbeitslosen-
geld Il (Ausschluss nach §7 Abs.5 S.2 SGB Il). Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts kénnen nur nach MaBBgabe des § 27 SGB Il gewahrt werden.3°

lll. Schiilerinnen und Schiiler mit Bedarfen nach § 12 BAf6G, Auszu-
bildende in schulischen Ausbildungen ab Klasse 10

Auszubildende, die eine nach § 2 BAf6G dem Grunde nach forderfahige schuli-
sche Ausbildungsstatte ab Klasse 10 besuchen,?' kénnen bei Vorliegen der all-
gemeinen Anspruchsvoraussetzungen Arbeitslosengeld Il erhalten. Die Forder-
fahigkeit ihrer Ausbildung nach BAf6G flihrt Gber den Anspruchsausschluss
gemaB §7 Abs.5 SGB Il zu den drei Ruckausnahmen nach §7 Abs.6 SGB .
Danach haben die Schulerinnen und Schiiler Anspruch auf Arbeitslosengeld I,
wenn

29  Siehe oben = Kapitel ,B. 1. 2."

30 Siehe oben = Kapitel ,B. 1. 2."

31  Schiilerinnen und Schiler weiterfiihrender allgemeinbildender Schulen, Berufsfachschulen, Fachschulklassen (ohne vor-
herig abgeschlossene Berufsausbildung), Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, Fachoberschul-
klassen (mit und ohne vorherig abgeschlossener Berufsausbildung).
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e (Nr.1) ihr Anspruch auf Ausbildungsférderung durch § 2 Abs. 1a BAf6G aus-
geschlossen wird. Dies trifft auf Schilerinnen und Schuler weiterfGhrender
allgemeinbildender Schulen und Berufsfachschulen ab Klasse 10 sowie von
Fach- und Fachoberklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsaus-
bilddung nicht voraussetzt, zu, wenn sie noch bei ihren Eltern wohnen oder
wohnen kénnten. Es sind die besonderen Regelungen des SGB Il fur unter
25-Jahrige (§§ 7 Abs. 3 Nr. 4, 20 Abs. 3, 22 Abs. 5 SGB Il) zu beriicksichtigen.

oder

® (Nr.2) sie tatsachlich Leistungen nach BAf6G erhalten oder nur wegen der
Anrechnung von Einkommen und Vermégen nicht erhalten (Nr. 2 a) bzw. sie
BAf6G-Leistungen beantragt haben, dartber aber noch nicht entschieden ist
(Nr. 2 b).

oder

¢ (Nr.3) Ausbildungsférderung wegen Uberschreitung der Altersgrenze nach
§ 10 Abs. 3 BAfoG nicht geleistet wird.

Greifen hingegen fir Schilerinnen und Schiler die Rickausnahmen deshalb
nicht ein, weil tatsachlich keine BAfoG-Leistungen bezogen werden oder der
Antrag aus anderen Griinden als der Anrechnung von Einkommen oder Vermo-
gen bzw. der Uberschreitung der Altersgrenze abgelehnt wird, bleibt es beim
Anspruchsausschluss nach § 7 Abs. 5 SGB II. Die Auszubildenden kénnen in dem
Fall kein Arbeitslosengeld Il zur Sicherung des Lebensunterhalts beanspruchen.
Es kommen lediglich Leistungen nach MaBgabe des § 27 SGB Il in Betracht (sie-
he oben = Kapitel B. lIl.).

IV. Studierende mit Bedarfen nach § 13 BAfoG

Fur Studierende dem Grunde nach férderfahiger Studiengange ist der Bezug
von Arbeitslosengeld Il grundsatzlich ausgeschlossen. Eine Leistungsberechti-
gung nach dem SGB Il ist nur in bestimmten Lebenslagen und Studienphasen
gegeben:

Studierende an Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung voraussetzt, kdnnen unabhangig von ihrem Wohnort Gber die
Rickausnahmen nach §7 Abs.6 Nr.2 SGB Il Leistungen zum Lebensunterhalt
nach SGB Il erhalten, wenn sie (a) tatsachlich BAf6G-Leistungen erhalten oder
nur wegen der Anrechnung von Einkommen oder Vermdgen nicht erhalten
bzw. (b) wenn Uber den BAf6G-Antrag noch nicht entschieden ist. Wer aus
anderen Grinden keine Ausbildungsférderung erhdlt (beispielsweise wegen
Altersiiberschreitung, Zweitausbildung, Uberschreitung der Férderhdchstdauer),
kann auch kein Arbeitslosengeld Il beanspruchen.

FUr Studierende an Hoheren Fachschulen, Akademien oder Hochschulen
greifen die bezeichneten Riuickausnahmen indessen nur, wenn sie noch bei ihren
Eltern wohnen. Wohnen diese Studierenden nicht mehr bei ihren Eltern, fallen

32 In der Regel sind gem. § 2 BAfG alle Bachelor-, Staatsexamens- und die aufbauenden Master-/ Magisterstudiengénge
an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen forderfahig, auch einige Fernstudiengénge. Ausbildungen, die
liber eine bereits absolvierte Erstausbildung hinaus gehen, kdnnen in der Regel nicht geférdert werden.
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sie unter die Ausschlussregelung des § 7 Abs. 5 SGB Il mit der Folge, nur einge-
schrankte Leistungen nach § 27 SGB Il erhalten zu kdnnen (siehe oben = Kapi-
tel B. Ill.).

Der Ausschlusstatbestand des § 7 Abs. 5 Satz 1 SGB Il findet keine Anwendung
auf

e Studierende eines im Rahmen des BAfoG nicht dem Grunde nach forde-
rungsfahigen Studienganges,

e Studierende wéahrend bestimmter Wartezeiten, z.B. zwischen Bachelor- und
Masterstudium,

e Studierende nach dem Abschluss eines Diplom-, Staatsexamens-, Magister-
oder Masterstudiengangs,

weil in all diesen Fallen keine (weitere) BAf6G-Forderung in Betracht kommt. In
diesen Fallen kénnen Studierende Arbeitslosengeld Il in Anspruch nehmen (sie-
he oben = Kapitel ,B. . 1.”). Dies betrifft beispielsweise reguldre Teilzeitstudi-
engange, die meist unter 50 % der Wochenstunden eines Vollzeitstudiums
umfassen, aber auch Promotionsstudiengange, die meist nicht zu einem berufs-
qualifizierenden Abschluss fihren.

Fur Krankheitsphasen wahrend eines Studiums, die langer als 3 Monate dauern,
liegen die Voraussetzungen fir eine Férderung nach BAf6G nicht mehr vor (§ 15
Abs. 2a BAf6G). Ein Anspruch auf SGB Il-Leistungen ist dann nicht mehr ausge-
schlossen. Bei (nur flr das gesamte Semester moglichen) Beurlaubungen im
Studium ist nach der Rechtsprechung des BSG die Foérderfahigkeit nur dann
ausgeschlossen, wenn die Studierenden in dieser Zeit der Hochschule organisa-
tionsrechtlich nicht mehr angehéren oder aber zumindest tatsachlich das Studi-
um in dieser Zeit nicht weiter betreiben3*.

V. Auszubildende mit Behinderung

Die grundlegenden Prinzipien beruflicher Rehabilitation werden im Sozialge-
setzbuch IX — Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) gere-
gelt. Fiur die Eingliederung junger Menschen mit Behinderung®® am Ubergang
von der Schule in eine berufliche Ausbildung bzw. ein Studium sind aber auch
die Regelungen des SGB Ill bzw. des BAf6G und des SGB Il relevant.

1. Berufliche Ersteingliederung (SGB Il / SGB i)

Die Leistungen der beruflichen Ersteingliederung sind ein spezielles Angebot fur
junge Menschen mit Behinderung ohne vorherige berufliche Ausbildung und
vor Eintritt in ein Ausbildungs- oder Beschaftigungsverhaltnis. In den meisten
Fallen der beruflichen Ersteingliederung behinderter Menschen ist die Bundes-
agentur fur Arbeit nach dem Recht der Arbeitsférderung (SGB Ill) zustandiger

33 Fir eine lickenlose BAfoG-Forderung darf zwischen Bekanntgabe der der Bachelor-Abschlussnote und dem Masterstu-
dienbeginn nicht mehr als ein Monat liegen.

34 BSG, Urteil vom 22. Méarz 2012, B 4 AS 102/11 R (Rdnr. 16 ).

35  Die Formulierung ,Menschen mit Behinderung” in dieser Arbeitshilfe schlieBt die von Behinderung bedrohten Menschen
mit ein.
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Rehabilitationstrager. Zustandig fur die berufliche Ersteingliederung sind die
ortlichen Agenturen fur Arbeit. GemalB3 § 31 Abs. 1 SGB Ill sind individuell Nei-
gung, Eignung und Leistungsfahigkeit der jungen Menschen sowie die jeweili-
gen Beschaftigungsmaoglichkeiten zu berlcksichtigen.

Als finanzielle Leistungen der Agenturen fur Arbeit kommen das (erganzende)
Ausbildungsgeld gemaB3 § 122 SGB Il fur eine berufliche Ausbildung (Bedarf
nach § 123 SGB Ill) oder fir eine berufsvorbereitende BildungsmaBnahme, eine
Grundausbildung bzw. eine betriebliche Qualifizierung im Rahmen einer unter-
stitzten Beschaftigung gemaB3 § 38a SGB IX in Betracht (Bedarfe nach § 124
SGB Ill). Wie bei der Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) sind auch beim Ausbil-
dungsgeld Pauschalbetrdge fur die Lebenshaltungskosten, die wahrend der
Teilnahme an einer BildungsmaBnahme entstehen, als Bedarf festgesetzt.

Bei einer beruflichen Ausbildung wird das vorhandene Einkommen entspre-
chend den BAB-Regelungen angerechnet und darf bestimmte Freibetrage nicht
Ubersteigen. Eine Einkommensanrechnung entfallt jedoch grundsatzlich bei der
Teilnahme an berufsvorbereitenden BildungsmaBnahmen, an Unterstitzten Be-
schaftigungen oder wenn Leistungen im Eingangsverfahren oder im Berufsbil-
dungsbereich einer Werkstatt fir Menschen mit Behinderung erhalten werden.

Auch fir Auszubildende mit Behinderung greift § 7 Abs.5 S.2 SGB Il. Junge
Menschen, die berufliche QualifizierungsmaBnahmen fir Menschen mit Behin-
derung absolvieren, haben einen regularen Anspruch auf Arbeitslosengeld II,
sofern sie nicht beim Ausbilder, in einem Wohnheim oder Internat unterge-
bracht sind (siehe oben = Kapitel D. Il.). Voraussetzung ist, dass es sich um eine
in §122 SGB Il benannte berufliche QualifizierungsmaBnahme handelt und
kein Ubergangsgeld gemé&B § 119 SGB Ill gezahlt werden kann.

In Bezug auf mogliche (erganzende) Leistungen nach SGB Il gilt sinngemal das-
selbe, wie bei Auszubildenden ohne Behinderung: Es besteht ein vorrangiger
Anspruch auf Ausbildungsgeld, das nach den allgemeinen Grundsatzen als
Einkommen auf den Bedarf angerechnet wird. Bei Vorliegen der allgemeinen
Anspruchsvoraussetzungen kénnen SGB Il Leistungen sodann ergdanzend bezo-
gen werden.

Eine Ausnahme gilt auch hier fur Auszubildende mit Behinderung, die in einem
Wohnheim oder Internat bzw. bei der oder dem Ausbildenden untergebracht
sind und volle Verpflegung erhalten (siehe oben = Kapitel D. II.). Ihr Bedarf an
Unterkunft und Verpflegung wird durch Sachleistungen gedeckt. Den Ubrigen
Bedarf zur Sicherung des Lebensunterhalt deckt das Ausbildungsgeld (Bedarf
nach § 123 Abs.1 Nr.2, 3 bei Berufsausbildung bzw. § 124 Abs. 1 Nr.3 und
Abs. 3 SGB Il bei berufsvorbereitenden BildungsmalBBnahmen, bei Unterstltzter
Beschaftigung und bei Grundausbildung). Diese Personengruppe erhalt kein
erganzendes Arbeitslosengeld Il (Ausschluss nach § 7 Abs. 5 S.2 SGB II). Fir sie
gilt die Leistungsbeschrankung nach § 27 SGB Il, d.h. es kénnen gewisse Mehr-
bedarfe und Leistungen in Hartefallen geleistet werden (siehe oben = Kapitel
D. IlI.).
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2. Studium (BAf6G / SGB i)

Der Lebensunterhalt von Studierenden mit Behinderung wird vorrangig durch
die Leistungen zur Ausbildungsférderung nach dem BAf6G gesichert. Hier wird
auf die Ausfihrungen in = Kapitel D. IV. (Studierende mit Bedarfen nach § 13
BAf6G) Bezug genommen und verwiesen.

Zwar sieht das BAfoG keine Mehrbedarfe vor, jedoch besteht die Mdglichkeit,
die besondere Lebenssituation dieser Studierenden Uber verschiedene Nachteils-
ausgleiche zu berucksichtigen. Ein Nachteilsausgleich kann beispielsweise auf
Antrag gewadhrt werden in Bezug auf die Altersgrenze, die Teilzeitgrenze, im
Hinblick auf einen notwendigen Studiengangwechsel, hinsichtlich der Forde-
rungshochstdauer, fir die Darlehensriickzahlung oder fir Freibetrage bei Ein-
kommen und Vermdgen.3®

Wie auch bei Studierenden ohne Behinderung sind Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem SGB Il nur in besonderen Lebenslagen und Stu-
dienphasen mdéglich. Studierende, die bei ihren Eltern leben und BAf6G
erhalten (oder nur aufgrund der Einkommens- und Vermdégensverhaltnisse
nicht erhalten), haben grundsatzlich Anspruch auf aufstockende SGB II-Leistun-
gen (Ruckausnahme gemaB § 7 Abs. 6 Nr. 2 SGB II; siehe oben = Kapitel ,,B. Il.
2."). Bei Vorliegen der einschldagigen Tatbestandsvoraussetzungen umfasst die-
ser Anspruch im Bedarfsfall auch Leistungen zur Deckung einmaliger Sonderbe-
darfe (z.B. orthopadische Schuhe und therapeutische Gerate gemaf § 24 Abs. 3
SGB Il) oder unabweisbarer laufender Mehrbedarfe nach § 21 Abs. 6 SGB Il.

Werden BAfoG-Leistungen aus anderen Grinden als den Einkommens- und
Vermdgensverhaltnisse abgelehnt (z.B. weil Altersgrenzen oder die Férderungs-
dauer Uberschritten sind), erlischt mit dem BAf6G-Anspruch auch der Anspruch
auf aufstockende SGB Il-Leistungen. Dagegen haben Studierende bei krank-
heitsbedingter Studienunterbrechung und Beurlaubung, wie auch bei Teilzeit-
und Promotionsstudiengangen einen uneingeschrankten Anspruch auf Leistun-
gen nach dem SGB I, weil in dieser Zeit keine dem Grunde nach férderungsfa-
hige Ausbildung vorliegt. Auch im Falle der Finanzierungsliicke im Zeitraum
zwischen Bachelor und Master kommen Leistungen nach dem SGB Il in Be-
tracht.

Fir Studierende, die nicht mehr bei ihren Eltern wohnen, ihr Studium
durch Eigenmittel, BAf6G oder Stipendien finanzieren und unter den An-
spruchsausschluss gemalB § 7 Abs. 5 SGB Il fallen, sind die Anspriche auf Mehr-
bedarfszuschlage nach SGB Il abschlieBend in § 27 SGB Il geregelt (siehe oben
= Kapitel B. III.).

36 Nahere Informationen zum Nachteilsausgleich bietet das Studentenwerk: https://www.studentenwerke.de/de/content/
baf%C3%B6g-f%C3%B6rderungsf%C3%A4hige-ausbildungen.
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VI. Forderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung nach AFBG (Meis-
ter-BAf6G bzw. Aufstiegs-BAf6G)

Die Anforderungen an MaBnahmen beruflicher Aufstiegsfortbildung sind in § 2
Aufstiegsfortbildungsgesetz (AFBG) festgelegt. Nach dessen Vorschriften wird
auch das sogenannte Meister- bzw. Aufstiegs-BAf6G gezahlt. Die Forderung im
Rahmen des Aufstiegsfortbildungsgesetz (AFBG) ist gegentiber den Leistungen
nach dem SGB Il vorrangig (vgl. § 5 Abs. 1 SGB II). Die Férderung von MaBnah-
men beruflicher Aufstiegsfortbildung fuhrt nicht zum Leistungsausschluss nach
§ 7 Abs.5 SGB 1.3 Der Leistungsausschluss nach §7 Abs.5 SGB Il ist auf die
Ausbildungsférderung nach dem BAf6G und die Férderung nach §8 60 bis 62
SGB Il (bei Unterbringung in Wohnheim oder Internat) begrenzt. § 3 Satz 1 Nr.1
AFBG schlieBt die Forderung von MaBnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbil-
dung aus, soweit Leistungen zur Ausbildungsférderung nach dem BAf6G in
Anspruch genommen werden. Wird indessen das sogenannte Meister- bzw.
Aufstiegs-BAfoG gewahrt, kénnen darlber hinaus (erganzende) Leistungen
nach dem SGB Il beansprucht werden. Die Leistungen des Meister-BAf6G sind
als Einkommen zu bertcksichtigen.

37  BSG, Urteil vom 16. Februar 2012, B 4 AS 94/11 R (Rdnr. 15).
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Einschub: Leistungsbeschrankung auf Leistungen nach §27 SGB I
(= einige Mehrbedarfe + Hartefalle) (Kap. B. Ill)

1.

Bei Leistungsausschliissen nach § 7 Abs. 5 SGB Il greifen in einigen Féllen

keine Rickausnahmen nach § 7 Abs. 6 SGB Il ein, insbesondere bei:

e Schiiler/innen und Studierenden von Ausbildungen, die dem Grunde nach
BAf6G forderfahig sind (bei Studierenden Hoéherer Fachschulen, Akademien
und (Fach-)Hochschulen, wenn diese nicht mehr bei den Eltern wohnen= keine
Ruckausnahme), die aus anderen Griinden als der Einkommensanrech-
nung kein BAf6G beziehen (bspw. bei Wechsel des Ausbildungsgangs, Mehr-
fachausbildung, Uberschreitung der Altersgrenze gemaB § 10 Abs.3 BAfoG
(Ausnahme jedoch Sonderfall Abendschule, da §7 Abs.6 Nr.3 SGB Il greift),
Uberschreitung der Férderhdchstdauer oder Zweitstudium),

e Auszubildenden in Berufsausbildung, Teilnehmer/innen an berufsvorbe-
reitenden BildungsmaBnahmen, Menschen mit Behinderungen in unter-
stiitzter Beschaftigung/ Grundausbildung, sofern sie mit voller Verpfle-
gung untergebracht sind.

Unterstitzungsmdéglichkeiten im Rahmen des SGB Il nach § 27 SGB IF°:

a. Leistungsbeschrankung § 27 Abs. 2 SGB Il auf einige Mehrbedarfe als Zu-
schuss, soweit diese nicht bereits gedeckt sind (§ 7 Abs.5 SGB Il i.V.m. § 27
Abs. 2 SGB II).

b. WENN Leistungsausschluss nach §7 Abs.5 SGB Il eine besondere Harte
fir Azubi: § 27 Abs. 3 Satz 1 SGB Il =fast regularer Leistungsanspruch als
(.Kann”-) Darlehen fiir eigentlich ausgeschlossene Leistungsanteile™.

¢. Besondere Hartefallregelung befristet fir vor dem 31.12.2020 begonnene
Ausbildungen besteht fur einen bestimmten Kreis von Auszubildenden und
bei Vorliegen besonderer Bedingungen gem. §27 Abs.3 Satz 2, Satz 3
SGB Il =fast regularer SGB II-Anspruch als Zuschuss fur:

+ alle Schiiler (§ 12 BAf6G) und Studierenden mit einem Bedarf nach § 13 Abs. 1
Nr. 1 BAfOG,

+ die aufgrund ihres Alters gem. § 10 Abs. 3 BAf6G keinen Anspruch auf Aus-
bildungsférderung haben (und § 7 Abs. 6 Nr. 3 SGB Il nicht greift),

+ wenn die Ausbildung im Einzelfall zur Eingliederung zwingend erforder-
lich ist und

+ ohne die Gewahrung von SGB Il der Ausbildungsabbruch droht.

d. Uberbriickungsdarlehen bei Ausbildungsbeginn (§ 27 Abs. 3 Satz 4 SGB I1):
Leistungen analog § 24 Abs.4 Satz 1 SGB Il

Leistungen nach § 27 SGB Il gelten nicht als Arbeitslosengeld Il (§ 27 Abs. 1 S.2 SGB I1), sie 6sen nicht den KV-Pflicht-

tatbestand ,SGB II-Bezug” aus (ggf. Mdglichkeiten: Beitragsbefreiung/Beitrdge tber Darlehen bzw. Zuschuss).
§ 27 Abs.3 S. 1 SGB II: Regelbedarfe, Warmwasser-Mehrbedarf, Bedarfe fiir KdU, Bedarfe fiir BuT, Beitrdge zur KV-/Pfle-
geversicherung, ABER nachrangig gegeniiber dem Zuschuss nach § 27 Abs. 2 SGB Il (nur bestimmte Mehrbedarfe).
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Deutscher Verein




Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e.\V.
— seit Uiber 130 Jahren das Forum des Sozialen

Der Deutsche Verein fur 6ffentliche und private Fursorge e.V. ist das gemeinsame
Forum von Kommunen und Wohlfahrtsorganisationen sowie ihrer Einrichtungen,
der Bundeslander, der privatgewerblichen Anbieter sozialer Dienste und von den
Vertretern der Wissenschaft fur alle Bereiche der Sozialen Arbeit, der Sozialpolitik
und des Sozialrechts. Er begleitet und gestaltet durch seine Expertise und Erfah-
rung die Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik, der Sozial-
und Altenhilfe, der Grundsicherungssysteme, der Pflege und Rehabilitation. Der
Deutsche Verein wird gefordert aus Mitteln des Bundesministeriums fur Familie,
Senioren, Frauen und Jugend.

Impressum

Herausgeber:

Deutscher Verein fur 6ffentliche und private Flrsorge e.V.
Michael Léher, Vorstand

Michaelkirchstr. 17/18

10179 Berlin

www.deutscher-verein.de

E-Mail info@deutscher-verein.de



	A.	Ausgangslage und Zielsetzung
	B.	Anspruch auf Arbeitslosengeld II für Auszubildende – Rechtliche Grundlagen und Systematik
	I.	Im Regelfall Leistungsausschlüsse nach § 7 Abs. 5 SGB II – grds. kein ALG II
	1.	Ausbildung ist nach BAföG dem Grunde nach förderungsfähig (§ 7 Abs. 5 Satz 1 SGB II)
	2.	Berufsausbildung ist nach SGB III förderungsfähig und beinhaltet Unterbringung in Wohnheim oder Internat mit voller Verpflegung (§ 7 Abs. 5 Satz 2 SGB II)

	II.	Ausnahmen gemäß § 7 Abs. 6 SGB II – voller Leistungsanspruch nach SGB II
	1.	Schülerinnen und Schüler, die bei den Eltern wohnen oder wohnen ­könnten (Rückausnahme § 7 Abs. 6 Nr. 1 SGB II)
	2.	Auszubildende in schulischen Ausbildungen und Studierende, die dem Grunde nach über BAföG gefördert werden können und zusätzliche ­Bedingungen erfüllen (Rückausnahme § 7 Abs. 6 Nr. 2 SGB II)
	3.	Schülerinnen und Schüler einer Abendhaupt- oder Abendrealschule oder eines Abendgymnasium bei Überschreiten der Altersgrenze nach 
§ 10 Abs. 3 BAföG (Rückausnahme § 7 Abs. 6 Nr. 3 SGB II)

	III.	Bei ALG II-Ausschluss (Regelfall) – beschränkte ­Leistungen nach § 27 SGB II
	1. Beschränkte Leistungsansprüche nach § 27 Abs. 2 SGB II
	2.	Darlehen bei besonderer Härte: Kann-Leistungen nach § 27 Abs. 3 S. 1 SGB II
	3.	Zuschussleistungen bei besonderer Härte: Anspruch nach § 27 Abs. 3
S. 2 SGB II
	4.	Überbrückungsdarlehen bei Ausbildungsbeginn, § 27 Abs. 3 S. 4 SGB II


	C.	Vereinfachtes Prüfschema für die Praxis
	D.	Einzelne Personengruppen
	I.	Auszubildende mit ausländischer Staatsangehörigkeit, Geduldete und Flüchtlinge
	II.	Förderfähige BAB-Berechtigte: Auszubildende in einem staatlich ­anerkannten Ausbildungsberuf
	III.	Schülerinnen und Schüler mit Bedarfen nach § 12 BAföG, Auszu­bildende in schulischen Ausbildungen ab Klasse 10
	IV.	Studierende mit Bedarfen nach § 13 BAföG
	V.	Auszubildende mit Behinderung
	1.	Berufliche Ersteingliederung (SGB III / SGB II)
	2.	Studium (BAföG / SGB II)

	VI.	Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung nach AFBG (Meister-BAföG bzw. Aufstiegs-BAföG)

	E. Anhang: Auszubildende und Leistungsansprüche nach dem SGB II (Übersicht – Stand Sept. 2017)
	I. Schulische Ausbildungen und universitäre Ausbildungen (Förderungen nach BAföG)
	1. Schulische Ausbildungen – Schülerbedarf nach § 12 BAföG (Kap. D. III.)
	2. Studium – Studentenbedarf nach § 13 BAföG (Kap. D. IV.)

	Einschub: Leistungsbeschränkung auf Leistungen nach § 27 SGB II
(= einige Mehrbedarfe + Härtefälle) (Kap. B. III)
	1.	Bei Leistungsausschlüssen nach § 7 Abs. 5 SGB II greifen in einigen Fällen keine Rückausnahmen nach § 7 Abs. 6 SGB II ein, insbesondere bei:
	2.	Unterstützungsmöglichkeiten im Rahmen des SGB II nach § 27 SGB II9:

	II. Berufsausbildungsbeihilfe BAB (§§ 56 bis 72 SGB III) (Kap. D. II.)
	III. Ausbildungsgeld für Menschen mit Behinderung (§§ 122 bis 124 SGB III) (Kap. D. V.)


